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Nachschlagewerk: ja
BGHZ: nein

ZPO §§ 67, 270 n. F.

Ein Rechtsmittel kann vom Streithelfer nur so lange 
eingelegt werden, als die Rechtsmittelfrist für die 
Hauptpartei läuft; es gibt keine gesonderte Rechts­
mittelfrist für den Streithelfer, Das Urteil muß an 
ihn nicht von Amts wegen zugestellt werden.

BGH, Beschl. v. 27. Juni 1985 - m  ZB 12/85 - OLG Hamm
LG Bochum



BUNDESGERICHTSHOF

III ZB 12/83 BESCHLUSS
in dem Rechtsstreit

Vflflflfl^Bi AG,
vertreten durch den Vorstand Helmut 
Dipl.Kfm. Alfred RB^ ^ B ,  Große-Bj 
Hl

und 
Straße 0,

Prozeßbevollmächtigte 
I. Instanz:

Klägerin,
Rechtsanwälte Pr.JBflB, Dr. 
— , — , H.-F.
Dr .flflflHB» AB-Str. $,

und
i

Streithelfer der Klägerin. Berufungskläger und Beschwerdeführer: 
Friedrich K r B ^  F B B B p l a t z  fl, KöBfl,

, Dr.i- Prozeßbevollmächtigte Rechtsanwälte Dr.
II. Instanz: B B B L M f l E ,  Dr.— — ,

Dr.flBB, B B ,  Dr B B  und
I, Hi

g e g e n

1. Frau Eva K a B B >  Ko|
2. Eitel Kafl^B, K Straße fl, H e M B  Mi

Prozeßbevollmächtigte 
II. Instanz:

Beklagte, Berufungsbeklagte und 
Beschwerdegegner,
Rechtsanwälte Pres, f l f l f u n d  BBB, BiBBBstraße fl 
H a B  M -
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Der III. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat 
durch den Vorsitzenden Richter Dr. Krohn und die 
Richter Dr. Tidow, Kroner, Boujong und Dr. Werp 
am 27. Juni 1985

beschlossen:

Die sofortige Beschwerde des Streit­
helfers gegen den Beschluß des 
11. Zivilsenats des Oberlandesge­
richts Hamm vom 15. April 1985 
- 11 U 54/85 - wird zurückgewiesen.

Der Streithelfer hat die Kosten des 
Beschwerdeverfahrens zu tragen.

G r ü n d e  :

1. Das die Klage abweisende Urteil des Landgerichts vom 
15. November 1984 ist dem Prozeßbevollmächtigten der Klä­
gerin am 6. Dezember 1984 zugestellt worden. Den Prozeß- 
bevollmächtigten des Streithelfers, der mit Schriftsatz 
vom 5. Mai 1983 dem Rechtsstreit auf Seiten der Klägerin 
beigetreten war, ist das landgerichtliche Urteil auf ih­
ren Antrag am 9. Januar 1985 zugestellt worden. Mit 
Schriftsatz vom 11. Februar 1985 - eingegangen beim 
Oberlandesgericht am selben Tag - hat der Streithelfer 
Berufung eingelegt und diese innerhalb der verlängerten 
Frist am 29. März 1985 begründet. Bereits am 13. März 1985 
hat er vorsorglich die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


gegen die Versäumung der Berufungsfrist beantragt, da 
seine Berufung nicht innerhalb der für die Klägerin lau­
fenden Berufungsfrist angebracht worden war.

Das Oberlandesgericht hat durch Beschluß vom 
15.April 1985 den Antrag auf Wiedereinsetzung in den 
vorigen Stand zurückgewiesen und die Berufung des Streit­
helfers gegen das landgerichtliche Urteil verworfen.

Die dagegen vom Streithelfer form- und fristgerecht 
eingelegte sofortige Beschwerde ist unbegründet; die 
Frist zur Einlegung der Berufung ist nicht gewahrt und 
die gemäß § 233 ZPO beantragte Wiedereinsetzung ist zu 
Recht nicht erteilt worden.

2. Nach § 516 ZPO beträgt die Berufungsfrist einen 
Monat; sie ist eine Notfrist und beginnt mit der Zustel­
lung des in vollständiger Form abgefaßten Urteils, spä­
testens aber nach Ablauf von fünf Monaten nach der Ver­
kündung. Maßgebend ist hier die mit der Zustellung des 
vollständigen landgerichtlichen Urteils an die Klägerin 
in Lauf gesetzte Berufungsfrist. Eine Rechtsmittelein­
legung durch den Streithelfer ist nur so lange möglich, 
als die Rechtsmittelfrist für die Hauptpartei läuft; es 
gibt keine gesonderte Rechtsmittelfrist für den Streit­
helfer. Das Urteil muß an ihn nicht von Amts wegen zuge­
stellt werden (Thomas/Putzo ZPO 13. Aufl. § 67 Anm. 1 e; 
Vollkommer/ZÖller ZPO 14. Aufl. § 67 Rdn. 5; Stein/Jonas/ 
Leipold ZPO 20. Aufl. § 67 Rdn. 6 und 20; Rosenberg/Schwab 
ZPO LB 13. Aufl. S. 256). Diese allgemein anerkannte An­
sicht wird aus § 67 ZPO hergeleitet. Danach ist der (un-
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selbständige) Streithelfer nur insoweit berechtigt, An­
griffs- und Verteidigungsmittel geltend zu machen und 
Prozeßhandlungen wirksam vorzunehmen, als seine Erklä­
rungen und Handlungen zu denen der Hauptpartei nicht in 
Widerspruch stehen. Hieraus folgt, daß der Streithelfer 
grundsätzlich an die für die Hauptpartei laufenden Fri­
sten gebunden ist (BGH NJW 1975, 218).

Da das vollständige landgerichtliche Urteil den 
Prozeßbevollmächtigten der Klägerin am 6. Dezember 1984 
zugestellt worden ist, endete die mit dieser Zustellung 
in Lauf gesetzte Berufungsfrist am Montag, den 7. Ja­
nuar 1985. Nur bis zu diesem Zeitpunkt konnte der Streit­
helfer der Klägerin Berufung einlegen. Seine erst am 
11. Februar 1985 angebrachte Berufung war mithin verspä­
tet.

Die sofortige Beschwerde verkennt dies nicht. Sie 
macht Jedoch geltend, es dürfe nicht mehr auf die für 
die Hauptpartei laufende Rechtsmittelfrist abgehoben 
werden, seitdem durch die Vereinfachungsnovelle vom
3. Dezember 1976 (BGBl. I 3281) die Urteile von Amts 
wegen zuzustellen seien. Es laufe für den Streithelfer 
eine selbständige Frist, die mit der Zustellung des Ur­
teils an ihn beginne.

Dem kann nicht gefolgt werden. Die Vereinfachungs­
novelle hat nichts an den Befugnissen des Streithelfers 
und seiner Stellung im Rechtsstreit - wie sie sich aus 
§ 67 ZPO ergeben - geändert. Der Streithelfer kann keinen 
Rechtsschutz im eigenen Interesse verlangen; er ist nicht 
selbst Partei. Eigene Interessen verfolgt er nur durch



prozessuale Unterstützung des Rechtsschutzinteresses 
der Partei, der er beitritt. Es mu3 daher dabei ver­
bleiben, daß für die Zulässigkeit eines Rechtsmittels, 
das der Streithelfer für die unterstützte Partei ein­
legt, Rechtsmittelfrist und -summe sowie Beschwer allein 
aus deren Person festzustellen sind (vgl, BGH NJW 1981, 
2062). Wie es auch nur eine Berufung - nämlich die der 
Hauptpartei - gibt, wenn Hauptpartei und ihr Streithel­
fer zulässigerweise Berufung eingelegt haben (BGH NJW 1982,
2069).
•
3. Nach § 233 ZPO ist einer Partei die Wiedereinset­
zung zu gewähren, wenn sie ohne ihr Verschulden verhin­
dert war, die Frist zur Begründung der Berufung einzu­
halten. Dabei steht ein Verschulden des Prozeßbevoll­
mächtigten dem Verschulden der Partei gleich (§85 
Abs. 2 ZPO).

Zutreffend hat das Oberlandesgericht angenommen, 
daß es der erstinstanzliche Prozeßbevollmächtigte des 
Streithelfers an der erforderlichen Sorgfalt hat fehlen 
lassen. Er hätte durch geeignete Maßnahmen (z.B. Aus­
kunft ser suchen an die Geschäftsstelle des Landgerichts 
oder den Prozeßbevollmächtigten der Klägerin) sicher­
stellen müssen, daß er alsbald von dem Datum der Zustel­
lung eines Urteils an die Klägerin erfuhr, um sodann 
rechtzeitig seine Partei von der Möglichkeit, das Urteil 
anzufechten, zu unterrichten. Sein am 3. Januar 1985 
- also noch innerhalb der Berufungsfrist - beim Landge­
richt eingegangener Antrag ihm das Urteil vom 15. Novem­
ber 1984 zuzustellen, legt die Annahme nahe, daß er von 
der vorwerfbar unrichtigen Ansicht ausgegangen ist, für
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den Streithelfer beginne die Rechtsmittelfrist erst zu 
laufen, wenn ihm selbst das Urteil förmlich zugestellt 
worden sei (s. auch das Schreiben vom 14. Februar 1985 
an die zweitinstanzlichen Prozeßbevollmächtigten).

Mit Recht hat daher das Oberlandesgericht die Wie­
dereinsetzung in den vorigen Stand versagt und die Beru­
fung des Streithelfers wegen Versäumung der Berufungs­
frist als unzulässig verworfen. Danach ist die sofortige 
Beschwerde des Streithelfers mit der Kostenfolge aus 
§ 97 ZPO zurückzuweisen.

Krohn Tidow Kroner
Boujong Werp
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